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Abonnementspreis vierteljährig 3 Kronen. Nè. 14. Sandomierz, den 5 November 1917. 


Inhalt auf der letzten Seite: 
AMNESTIE. 


Aus Anlass der Einsetzung des Regentschaftsrates wird jenen Personen, die von den 
Zivilgerichten sowie von den Polizei- und Verwaltungsbehörden zu einer Freiheitsstrafe bis zu 
3 Monaten, zu einer Geldstrafe bis zu 1500 Kronen, oder zu einer Fıeiheits- und einer Geld- 
strafe in diesen Grenzen, bis zum heutigen Tage rechtskräftig verurteilt worden sind, die Strafe 
insoweit sie noch nicht verbüßt, oder nicht bezahlt ist, in Gnaden erlassen. Diese Strafnach- 
sicht findet jedoch keine Anwendung auf Personen, die wegen Preistreiberei, wegen Schleich- 
handels oder Schmuggels verurteilt worden sind. 


Die Militär- und Zivilgerichte und die Verwaltungsbehörden werden ferner aufgefordert 
für solche Verurteilte des Zivilstandes, die der allgemeinen Strafnachsicht nicht teilhaftig wor- 
din, jedoch genadenwürdig erscheinen, die Nachsicht oder eine Milderung der Strafe bei der 
zuständigen Stelle zu beantragen. Dies bezieht sich vor allem auf strafbare Handlungen poli- 
tischen Charakters, insbesondere solche die durch Worte begangen wurden. 

Hinsichtlich der von den Militärgerichten verurteiiten Personen haben auch bei diesem 
Anlasse die zuständigen Kommandanten das Önadenrecht auszuüben 


Lublin, am 27. Oktober 1917. 


Der K. u. k. Militärgeneralgouverneur: 
Graf Szeptycki m. p 


General-Major, 


Nr. I 


AMTLICHER TEIL. 


l. 


Ausschreibung der Wahlen zur Kreisver- 


tretung. 


Das k. u. k, Militärgeneralgouvernement in Lub- 
lin hat mit Erlass vom 19 Oktober 1917 B. Z. Ch. 
Nr. 3057 aut Grund der Verordnung vom 17. Sep- 
tember 1917 Nr. 76 V. Blatt und vom 6. Oktober 
1917 Nr. 84 V. Blatt der k. u. k. Militärverwaltung 
in Polen die Durchführung der Wahlen in die Kreis- 


vertreiung ausgeschrieben, 
& g 


Zum Wahlkomissär tür den Kreis Sandomierz 
wurde der leitende Zuvilkomissär Eduard Ritter v. 
Bogdafskı k. k. Ministerial Vicesekretär und zu dessen 
Stellvertreter Stanislaus Ritter yv. Dunin Brzeziński 


k. k. Bezirkskommissär ernannt, 
Auflegung der Wählerlisten. 


Die Wähierlisteo der Gruppe der Landgemeinden 
werden in den Gemeindeämtern und bei den betref- 
fenden Soltissen zur allgemeinen Einsicht und even- 
tueller Einreichung’ von Reklamationen in der Zeit 
vom 18—25 November i. J. aufgelegt. Die Wählerlisten 
der Höchstbesteuerten des Handels der Indusiriv und 
des Immobiliarbesitzes werden in den Amtsräumen der 
pclitischen Abteilung des k. u. k. Kreiskommandes 


In der Zeit vom 15 — 22 Nevember I. J. aufgelegt. 


Eine Reklamation kavn laut $ 7. der Verorduung 
vom B. Oktober 1917 Nr. £4 V. Blatt jeder -Einbrio- 
gen, der wahlbereohtigt zu sein glaubt, ın die Wäh- 
lerliste der Lezüglichen Gruppe aber nicht aufgenom- 
wen wurde, ferner jeder Wähler der bezüglichen 
Gıuppe zwecks Streichung von nicht wahlberechtig- 
ven Personen, wie auch zweks Übertragung einzelner 


Wähler iu andere Gruppen. 


Für Minderjährige und Handlungsunfähige üben 


das Reklamationsrecht ikre gesetzliche Vertreter aus. 


Laut $ 8. dieser Vercrdnung ist die Reklamation 
für jeden Reklamationsfall abgesondert zu überreichen 
der Reklamierende hat gleichzeitig mit der Einbrin- 
gung der Reklamation sein Begehren durch Beibrin- 


gung der erforderlichen Belege nachzuweisen. 


betreffend 
Gruppe der Landgemeinden, sind zu Händen des 
Wójt, dagegen bezüglich der Wählerlisten der Höchst- 


Reklamationen Wählerlisten der 


besteurten zu Händen des Wahlkomwissärs (Politische 
Ab:eilnng des Kreiskommandos) und zwar nur binnen 
der &-tägigen oberwähnten Fristen der Auflegung 


der Wählerlisten einzureichen. 


Später eingehraohte Reklamationen werden nicht 


berücksichtigt und bleiben ohne Antwort, 


2 


Nachklassifikation der Transportmittel. 


(Kundmachuug des k. u. k. Kreiskommandos 
in Sandomierz 


vom 26. Oktober 1917 E. Nr. 1490|M. A.) 


Das Militärgeneralgouvernement für das k. u.k. 
Okkupationsgebiet hat mit Verordnung VII. Nr. 
3BU516 vom 17. Juli bezw. Nr, 84091 vom 2. August 
1917. auf Grund des Erlasses des. k. u. k. Armee- 
oberkominandanten vom 23, Juni 1917 H. V. Nr. 
v2455|P. die Naclıklassifikation der bereits im Jahre 
1916 angemeldeten und wegen Untaugliohkeit mit 
Wıdwungsblatt nicht beteilteun Transportmittel des 


Kreises Sandomierz angeordnet, 


Dis Transportmittel der Gemeinden werden laut 
nachstehenden Reise- u. Geschäftsplanes klassifiziert 


werden, 


Nr 14, 


GESCHÄFTSPLAN 


für die Durchführung der Transportmittelklassifikation im Kreise Sandomierz. 


ERNEST aeg rn En ee era NE) TER TEEN 


ORT: Cu mus Beer Bär — A ATE EAST. LATE. me ern. 
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Z |? 3 mittel | 
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Łoniów uar ir Łoniów . 
A0, $ Koprzywnica 
aja Jurkowice 
Klimontów er  Klimogtöw Klimontöw 
13. = Lipnik 
14.| u Obrazöw 
Sandomierz wia Samborzec 
a — Sandomierz l 
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i 
Jeder Transportmittelbesitzer hat seine Tran- 


sportmittel in ihrer gewöhnliohen Verwendungsart 
einzeln der Kommission vorzuführen oder vortülren 
zu lassen und zwar Reitpferde und Tragtiere gezäumt 
und gesattelt, einzeln an der Hand; Fuhrwerke jeder 
Art mit den beschirrten Zugtieren bespannt, über die 
Anzahl der Zugtiere etwa vorhandene Fuhrwerke au 
die bespannten angehängt; allenfalls vorhandenes 
Reservereitzeug und ‚Zuggeschirr euf den Fuhrwer- 
ken verladen, Motortahrzeuge samt allem Zugehör 
nach Tunlichkeit betriebsfähig, sonst auf entsprechende 
Art Nach LVespaunang der Fuhrwerke erübrigende 


Zugtiere sind mit dem allenfalls vorhandenen Zug- 


geschirr, Hunde mit Beisskörben versehen, an der 


Hand einzeln oder paarweise vorzuführen, 


Transportmitteibesitzer, welohe wohl Fuhrwerke, 
aber keine Zugtiere besitzen, führen diese nach Wei- 
sung des Gemeindevorstehers (wójt, sotlys) angehängt 
an die bespannten Fuhrwerke der anderen Transport- 


mittelbesitzer derselben Ortschaft vor. 


Es sind alle Pferde, die kein Widmungsblatt 
besitzen, also auch Jene, die auf die Zuerkennung der 
Begüustigung uach $ 10 Pkt. 1, 2, und 4—6 der an 
die Gemeinden seinerzeit ergangenen diesbezüglichen 
Vdg Auspruch haben bzw, von dər Vorführung zur 


Klassifikation befreit sind, vorzuführen, 


Fohlen unter einem Jahre sind zur Klassifikation 
nicht vorzuführen. 


Seuchenverdächtige Pferde (Räude, Rotz) sind 
zum Schluss des bestimmten Klasifikationstages ganz 


isoliert vom Aufstellungsplatze, vorzuführen. 


Über die durch die Kommission tauglich, bezie- 
hungsweise brauchbar befundenen Transportmittel und 
das Zugehör erhält der Besitzer ein Widmungsblatt, 
welches vom Besitzer entgegengenommen und sorg- 
fältig aufbewahrt werden muss. 


Die weiteren Verpflichtungen, welche aus der 
Übernahme des Widmungsblattes erwachsen, sind in 


der Belehrung zu demselben enthalten. 


Sämtliche Pferde werden mit einem Brandzei- 


chen versehen werden. Pferde, die nach Ablauf der 


Klassıfikation das Brandzeichen nicht tragen, unterlie- 


gen der Beschlagnanme ohne Entschädigung. Wer 


das Brandzeichen nachzuahmen versucht oder wer 


gefunden wird, unterliegt der schweren Bestrafung 


wegen Urkundenfälschung. 


Die Widmungsblattpferde K. T. sind ebenfalls 
zur Besichtigung vorzuführeu und werden dieselben 
bei dieser Gelegenheit eventuell neuerlich mit dem 
Brandzeichen versehen werden. Die Widwmungsklätter 


sind unbedingt mitzubriugen. 


Die Besitzer vou Trausportmitteln, welche vur- 
stehenden Bestimmungen nicht entsprechen. werdeu 
im Sinne des $ 28 der Vdg des k u.k. Armee-Ober- 
kummaudanten- suweit die Handlung nieht unter eine 
bis BLU 
Konen cder mt Arrest bis zu 8. Monaten, nebst der 


strengere Bestrafung tällt- ınıt Geldstrafe 


Geldstrate auch noch mit Arrest bis zu einem Monàte 
bestraft. 


Schliesslich wird bemerkt, dass dıe Vorführung 


zur Klassifikation, keinesfals die sofortige Aushebung 


der Transportmittel ın sich schliesst und lediglich 


nur Evidenzzwecken dient, 


un Nr. 14, 
3. 
Auflösung des Militärgerichtes des k. u. k. 
Kreiskommandos. 


Auf Grund Erlasses des k. u, k, A. O, K. Pers. 
Nro. 1924, I, R. wurde das Militärgericht des k. u. k. 
Kreiskommandos in Sandomierz mit 15. Oktober l. J. 


aufgelöst. 


Seine Agenden hat das Militärgericht des Kreis- 
kommandos in Radom übernommen. 


4. 


Einkaufs- Überfuhr- und Ausfuhr Bewilli- 
gungen für Getreide Mahlprodukte, Säme- 
reien und Heu. 


(Ad MGG. Vdg. Ap. Nr. 845|10 vom 27. August 1917.) 


Die Erteilnng von Bewilligungen zum Einkaufe 
upd Übertuhr von Getreide, Mahlprodukten,: Säme- 
reien, Kartoffeln und Heu fällt aussehliesslich in den 
Wirkungskreis der polnischen Getreidezentrale bezw. 
der polnischen landwirtschaftlichen Zentrale, bezw. 


der polnischen Futtermittelzentrale. 


Die Bevölkerung wird hiemit neuerlich belehrt, 
dass Ansuchen um Erteilung einer Eınkauis- oder 
Überfuhrsbewilligung auf obenerwähnte Produkte der 
Militärverwaltung (MGG. Kreiskommando) nicht mehr 
werden dürfen, 
Kreısfiliale 
richten, aus deren Tätigkeitsbereiche 
stattzufinden hat. 


vorgelegt: Diese Ansuchen Sind an 


diejenige der betreffenden Zentrale zu 


die Übertuhr 


Überfuhrshewilligungen werden von den Filialen 
nur für Selbstversurger, welche Getreide für den E- 


genbedarf überführen wolleu und fur 


NDaatzwecke 
erteilt. 


Bewilligungen zum Einkaufe von Getreide für 
Approvisionierungszwecke werden nioht erteilt und ist 
die Zen- 
tralen mit diesbezüglichen Bitten zu belästigen, da 


es vulkommen zwecklos, dass MGG. bezw, 


die Versorgung der städtischen Konsumenten, welche 
wicht zugleich Produzenten sind, ausschliesslich nur 
im Wege der Approvisionierungsausschüsse 


darf. 


erfolgen 
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5. 


Bewilligungen zur Ausfuhr der Getreideprodukte 
får die, Zivilpersonen erteilt das k, u.k Militär-Gene- 


ral-Guvernement, 


Bei Zivilpersonen die zugleich Produzenten sind 
und die, die zur Ausfuhr gelangenden Mengen aus 
ihren eigenen Vorıäten nehmen, wird von der erteilten 
Bewilligung das zustäudige Kreiskommando verstän- 
digt, mit dem Auftrage der Kreisfiliale der PGZ, die 
bewilligte Ausfuhr zur Kenntnis zu bringen, 

Bei Zivilpersonen, welche eine Ausfuhrbewilli- 
gung erhalten und keine Produzenten sind, wird sei- 
tens des MGG. eine Anweisung auf Lieferung der 
betreffenden Menge mit Angabe des Ahlieferungsortes 
an die Wirektion der PGZ. erfolgen und das zustän- 


dige Kreiskommando verständigt. 


5: 
Musterungnachweiskontrolle. 


Zufolge der Verordnung des k, u. k. Militär- 


generalgouvernements in Lublin vom 47. Oxtober 1917 


VII. Nr. 50361[17|S. werden alle im hiesigen Kreise 
sioh sufhalienden üsterreichisch-ungarischen Unter- 
tanen und bosnisch-her zagowinische Landesangehörigen 
der Geburtsjahrgäng» 1899%--1897 zur unverzüglichen 
Lieferung des Nachweises bei den zuständigen k u. k. 
Feldgendarmeriepostenkommandos aufgefordert, dass 


sie im Jahre 19:7 der Musterung entsprochen haben, 


Geborene im Jahre 18&66—-1%65 sind zur Lie- 
ferung dieses Naclıweises bezüglich der Musterung, 
welcher sie sıch im Jahre 1916 unterziehen sollten 


verpflichtet, 


Die bei der k. u. k. Militärverwaltung im Pol- 
nischen Okk»patiousgebiete verwendeten Staatsbeam- 
ten, Berufskauzleioffizianten und Berufskanzleigehilfe, 
sind für die Dauer dieser Verwendung vom Erschei- 
nen zur Musterung und vom Einrücken zun: Land- 
sturmdiensie mit der Waffe enthoben daher findet 
diese Verordnung auf diese Personen keine Anwen- 


dung. 


'NICHTAMTLICHER TEIL. 


6. 


Reproduktion der im Verordnungs-Blatte der k. u. k. 
Militär-Verwaltung in Polen. Stück. XVI.. 
vom 15. September 1917, 


kundgemachten Verordnungen betreffend 
die Staatsgewalt im Königreiche Polen. 


Seine k. u. k. Apostolische Majestät naben das 
nachstelende Allerhöchsie Hanuischreiben Allergnä- 


digst zu erlassen geruht: 


Lieber Graf Szepiycki! 


In voller Übereinstimmung mit Meinem Erlauch- 
ten Bundesgenossen Seiner Majestät dem Denisuhen 
Kaiser wn loh Willens, den Ausbau des pulsischen 
Staates, entsprechend dem Manifeste vom 5. Novem- 
ber 1916, unentwegt fortzuführen, damit das vor 
schweren Joche befreite Land, soweit die Kriegsiage 


es irgend gestattet, schon jetzt zur segeusreichen 


Enifsltung seiner reichen staatsbildenden, kulturellen 


und wirtschaftlichen Kräfte gelange. 


Noch isb es, der schweren Kriegszeiten wegen, 
die wir durehletien, nieht möglich, daß von Neuem 
em poluischer König als Träger der altehrwürdigen 
suhinbedeckten Krone der Piasten und Jagellonen 
in die Landeshauptstadt einziehe und daß eine auf 
demokratischen Grundsätzen aufgebaute Volksvertre- 
tung zum Wohle des Landes in Warschau tage, Aber 
soñeco jetzt sollen, den Wünschen der Nation entspre- 
chend, au die Stelle der bisherigen Institutionen mit 
gesetzgeberischer und ausführender Gewalt ausgestät- 
tete Orgene des pelnischen Königreiches irs Leben 
gerufen werden, sodsB von nun ab die Staatsgewalt 
in der Hauptssche m deu Häuden emer nationalen 
Regierung ruhen wird. Den Okkupationsmächten wer- 
den in wesentlicher Übereinstimmung mit den Anträ- 
gena der Verbraueusinäuner des Landes nur jene Be- 


fuguisse vorbehalten, die der Kriegszustand erturdert, 


Nr i4. 


Möge dieser neue bedeutsame Sehritt zur Vollen- 
dung des Aufbsues des polnisaheu Shastes vom Segen 
des Allmächtigeu begleitet sein und dazu beitragen, 
daß die Zukunft des freien Polens im selkstgewählten 
die Mittelmächte, die 


russischen Joche befreit haben. glücklieli und der grös- 


Ansehluß an das Land vom 


sen Vergangenheit der pulnischen Nation würdig sei. 


Demgemwäß ermächtige ich Sie, das beiliegende 
Patent, 


Polen, gemeinsam mit dem Kaiserlich deutschen Ge- 


betreffend die Staatsgewalt im Köntgreiche 


neralgsuverneur in Warschau zu erlassen. 


Reichenau, am 12 September 1917. 
Karl m. p. 


Eriaß der beiden Generalgouverneure 
an die geschäftsfürrende Kommissien des Polnischen 
Staatsrates. 

Die Regierungen von Österreich- Ungarn und 
die 


Provisorisshen Staatsrates vom 5. Juli 1817. über die 


des Deutschen Reiches haben Vorschläge des 
vorläufige Organisation der polnischen obersten Staats- 
behörden ıhreu Herrsshern unterbreitet. Hierauf hat en 
Ihre Majestäteu der Kaiser von Österreich, Apostoli- 
scher König vun Ungarn und der Deutsche Kaiser 
uns beauftragt, das anruhende Patent zu erlassen, das 
für die vorläufigen verfassungsmässigen Einrichtungen 


des Poluischen Staates die Grundzüge festlegt. 


Die verbündeten Regierungen sehen ın einem 
Regentsehaftsrat ein geeignetes Mittel, nicht nur dem 


eine allgemein anerkaunte 


polnischen Staatswesen 
Vertretung zu geben, sondern auch die küuftige Mo- 
nsrchie vorzubereiten. Denn der Regentenschatisiat 
gilt bis zur Berufung des Staatsoberhauptes als oter- 
ster Vertreter des Poinischeu Staates und übt, unter 
dem Vorbehalte der völkerrechtlichen Stellung der 
Okkupationsmächte, die Rechte des Staatsoberhauptes 


BUS, 


Die erste Aufgale des Regentscheftsrates wird 
die Berufung eines Ministerpiäsideuten sein, den zu 
bestätigen, die verLündeten Mächte sich vorlehbaiten 
Der Mivisterpräsideut wird unverzüglich alle erforder- 


lichen Suhritte unteruehen, um in den Verwaltungs- 


mm nn 1 


zweigen, die der polnischen Staatsgewalt überlassen 
sind, die Organisation der Ministerien zu verwirklichen 
und die Organisation der polnischen Staatsbehörden 
auch im übrigen dureh Verhandlungen mit den Okku- 
pationsbehörden zum Abschinß zu bringen, 

Uin den 
d s polnischen Volkes eine Vertretung zu siohern, soll 


Gestalt 


vermehrten Rechten wieder aufleben Er ıst der Vor- 


Wünschen und Interessen aller Krrise 


der Staatsrat in nener erweiterter und mit 


läufer des Pulnischen Dandtages; seine Aufgabe liegt 
Während die 


Verordnung von 26. November und 1. Dezember 1916 


auf dem Gebiete der Gesetzgebung. 
dem Provisorisehen Staatsrat nur eine beratende Stim- 
me einräumt, soll dem Staatsrat auf dem legislativen 
Gebiete eine beschließende Stimme zustehen Er wird 
von dem Regentschafisrat zu Sitzungsperioden einbe- 
rufen, Die Rechte des Staaisrates und die Prärogati- 
ven der Okkupationsmächte sind in dem Patente nä- 


her umsehrieben. 


Die verbündeten Mächte vertrauen, daß der hıe- 


mit in Verwirklichung des Aktes vom 5. Novem- 
ber 1916 eingeleitete weitere Ausbau des Polnischen 
Staates die bäige Anteıluahme der breitesten Sshich- 
ten der Polnischen Vulksgemeinschaft finden wird; sie 
geben sich der Hoffnung bin, daß die über alle Einzel- 
heiten der Organisation noch zu führenden Verhan- 
und daß 


Verhältnisse 


dlungen einen raschen Verlauf nebmen 
die weitere günstige Entwicklung der 
dazu führen wird, die Regierungsgewalt in fortschrei- 


tendem Maße in die polnischen Hände zu legen, 


Der Generaigouverneur: 
von Beseler. 


Der Generalgauverneur: 


Graf Szeptycki. 


Patent vom 12. September 1917, 
betreffend die Staatsgewalt im Königreiche Polen. 


Artikel J, 


l. Die Öberste Staatsgewalt im Königreiche 
Poleu wird bis zu ihrer Übernahme durch einen König 
oder Regenten unter Wahrung der völkerrechtlichen 
Stellung der Okkupationsmächte einem Regentschafts- 


rate übertragen 


Nr. 14 


2. Der Regentschaftsrat besteht aus 3 Mitglie- 
dern, die vun den Monarchen der Okkupationsmächte 


in ihr Amt eingesetzt werden. 

8. Die Regierungsakte des Regentschattsrates 
bedürten der Gegeuzeichnung des verantwortlichen 
Ministerpräsidenten. 


Artikel IL 


1. Die gesetzgetende Gewalt: wird vom Regent- 
schaftsret unter Mitwirkung des Staatsrates des Kö- 
nigreishes Polen nach Maßgabe dieses 


der hiernach zu erlassenden Gesetze ausgeübt, 


Patentes und 


2. In allen Angelegeuheiten, deren Verwaltung 


der Polnischen  Staatsgewalt noch nicht überlassen 
ist, können gesetzgeherische Anträge nur mit Zustim- 
mung der Obkupabionsmächte im Staatsrate behandelt; 


werden. In diesen Angelegenheiten kann neben den 


nach Zitfer I 


Polen bıs auf weiteres auch 


berufenen Organen des Königreiches 
der Generalgouverneur, 
jedoch uur nach Anhörung des Staatsrates, Veror- 
dnungen mit Gesetzeskraft erlassen, Außerdem kaun 
der Generalgceuverneur zur Wahrung wichtiger Kriegs- 
interessen die unabweislich notwendigen Anordnungen 
mit Gesetzeskratt erlassen, sowie ıAhre verbündende 
Kunomaschung und Durchführung auch durch Organe 
der Poinischen Steatsgewalt verfügen. Die Verordnun- 
gen des Generaigsuverueurs können nur auf demsel- 
ben Wege, aut dem sie erlassen sifa, aufgehoben 


oder abgeändert werden. 


8. Gesetze sowie Verordnungen der Polnischen 
Staalsgewalt, die Rechte und Pflichten für die Be- 
völkerung begründen sollen, müssen dem General- 
göuverueur der Okkupationsmacht, in deren Verwal- 
tungsgebiet sie ın Kraft treten sollen, vor ihrer Er- 
lassung zur Kenutuis gebracht werden und können 
nur bindende Kraft erlangen, wenn dieser nicht da- 


gegen innerhalb 14 Tagen nach Vorlage Eiuspruch 
erhebt. 


Artikel Ill. 


Der Staatsrat wird nach Maßgabe eines besou- 
deren Gesetzes gebildet, das der Regentschaftsrat mit 


Zustimmung der Okkupstionsmächte erläßt. 


Artikel IV. 

i. Die Aufgaben der Rech!ssprechung und Ver- 
wallung werden, soweit sie der Polnischen Staatsge- 
welt überlassen siud, durch polnisohe Gerichte und Be- 
die 


durch die Organe der Okkupationsmacht, ausgeübt, 


hörden, im übrigen für Dauer der Okkupation 


2. Der Generalgouvern»ur kann in Angelegeu- 
der Okku- 


pationswacht berühren, die Überprüfung der Gesetz- 


heiten, die die Rechte oder Interessen 
und Rechtmäßigkeit von Entschädigungen und Ver- 
fügungen der polnischen Gerichte oder Behörden im 
gesetzmäßigen Instanzenzuge veranlassen und bei der 
Schöpfung des Urteils 
Oberster Instanz die betroffenen Rechte oder Interes- 


oder der Entscheidung in 


einen Vertreter geltend machen. 


Artikel V. 


Vertretung 


sen dureh 


Die völkerreehtliche des König- 


reiches Polen und das Reoht zum Abschluß inter- 
vationaler Vereinbarungen können von der Polnischen 
Staatsgewalt erst nach Beendigung der Okkupation 


ausgeüht werden, 
Artikel VI. 
Dieses Pateut tritt mit der Einsetzung des Re- 
gentschaitsrates in Kraft. 
Ber Generalgouverneur: 
von Beseler. 


Der Generalgouverneur: 


Graf Szeptycki. 


1. 


Verordnung 
der k. u. k. Militär-Verwaltung in Polen vom 17. Sep- 
tember 1917 Nro, 76. V. Bl. St. XVii. betreffend die 
Kreisordnung. 


Anf Grund der kraft Allerhösbsten Oberbetehles 
erteilten Ermächtigung Seiuer k, u. k. Apostolischen 
Majestät wird für die iu Österreichisch - ungarıscher 
Muilitärverwaltung stehenden Gebiete Polens tolgendes 
verordnet, 

Ball 


Errichtung von Kreisvertretungen, 
Für jeden Kreis wird eine Kreisveriretuug ge- 


schaffen. 


Nr, 14 


Anderung der Greuzen der Kreise, bewirken die 
eutspreohende Anderung des Amtsgehietes der Kreis- 
Vertretung. 

Mehrere Kreisvertretuugen können sich mit Zu- 
stimmung des Muitärgeneralguuvernements zur Errei- 
chung bestimmter Zwecke zu Kreisverkäuden ver- 
einigen. 

Die Tätigkeit jedes Kreisverbandes wird durch 
ein Statut geregelt, des der Genehmigung des Militär- 
geueralgouvernemeuts unterliegt. 

Die Stadt Lublin wird aus dem Verbande der 


Kıeisvertretung ausgenommen 


2 


Zusammensetzung der Kreisvertretungen. 


Die Kreisvertretungen bestehen in Kireiseu mit 

höshstens 100400 Einwohnern aus vierundzwanzig 
[j 

Kreisverordneten; im Kreiseu mib mehr als 100,000 

Eiuwohnern trict für je 10009 oder weniger Ein woh- 

ner ein Kreisverordneter hiezn. 

Die Kreisvertretungen werden für drei Jahre 
gewahlt, Sie bestehen aus Vertretern folgender Inte- 
vessengruppen: 

1. Höchstbesteuerte des Handels, der Industrie 


und des Immobilıarbesitzes, 


2. Siäa te, 


3, Landgemeinden. 


Die Zahl der Mandate wird auf die einzelneu 


Gruppen folgendermaßen verteilt: 


I. Zunächst wird die Zahl der stäutischen 
Kreisverordneten nach dem Verhältuisse der Bınwoh- 
nerzahl der Städte zur Gesamtzahl der Bevölkerung 
des Kreises festgesetzt, wobei die auf die Städte eunt- 
fallende Anzahl der Mandate auf Kosten der übrigen 
Mandate um eim Mandat vermehrt wird, Die Anzanl 
der städtischen Mandate dart uicht weıuiger als ein 
Seohstel und nicht mehr als die Hälfte der Mandate 


des RKıeises betragen, 


11. 


verbleibende 


Die nech Alzzug der städtischen Mandate 
Zahl 


Teiles aut die Gruppen der Höchstiesteuerten sowie 


der Mandate wird zu gleichen 


der Landgemeinden verteilt. Bei ungerader Zahl wird 
das erübrigende Mandat der Gruppe der Landgemein- 
den zugewiesen. Wenn die Zabl der wahlbereoltigten 
in der Gruppe der Höchstbesteuerten nicht wenigstens 
die Zahl der 


Gruppe enutfallenden Mandate, so hat eine entspre- 


zehnmal so groß ist, als auf diese 


chende Verwiuderung -der Mandatenanzahl dieser 
Gruppe zu Gunsten der Mandatenanzahl der Gruppe 


der Landgemeinden einzutreten. 


Die Funktion eines Kreisverordneten ist ein 


Ehrenamt. 


Ei: 
Gruppe der Höchstbesteuerten des Handels, 
der Industrie und des Immobiliarbesitzes. 
Die Kreisveroräueten dieser Gruppe werden von 
deu Wahlberechtigten in einem Wahlkörper gewählt. 
Wahlberechtiigt ist, wer in einem Kreise zur Zeit 


der Ausschreibung der Wahlen: 


1l wenıgsteus 150 poluische Morgen Grundei- 


gentum, oder 


2. eine Paclıtung von mindestens 300 poluischen 


Morgen, uder 


3. eın Wohnhans im Feuerversicherungswerte 


von wenigstens 30.000 Rubel besitzt, oder 


4, ein Gewerbe Iudustrieuuternehmen, mit festem 
Staudorte betreibt, in dem wenigstens hundert Arbei- 


ter beschäftigl sind, oder 


5. mit Gewerbepatentsteuer erster bis vierter 
Klasse oder der Händelspatentsteuer erster oder zwei- 


ter Klasse ın Vorschreibung steht. 


Das Wahlrecht ist in der Regel persönlich aus- 


zuüben, 


Zur persölicehen Ausübung des Wahlrechtes sind 
erforderlich: 

1. Das vollendete 25. Lebensjahr, 

2. männliches Geschlesht, 

3. Vollgenuß der bürgerlichen Rechte, 

4. Unbescholtenheit. 


Unbeschelten im Siune dieser Verordnung ist, 
wer nicht wegen eines Verbrechens oder wegen eines 


aus Gewinunsucht oder gegen die öffentliche Sittliohkeit 
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begaugenen Vergehens verurteilt wurde, Die wegen 
emes Verbrechens verurteilten Personen werden nach 
Ableut von zehn Jaren, die wegen eines Vergeheus 


verurteilteu Personen nach Ablauf ven fünf Jahren 


uach dem Kude oder der rechtskräftigeu Nachsicht 


der Strafe wieder als unbesebolten augeschen. 


Juristische Personen üben das Wahlrecht; durch 
ein Mitglied ihrer Vertretung, Frauen und volljährige 
Männer uuter 25 Jahren durch bevolimächtigte, Min- 
derjährige.und Handlungsunfähige durch ihre gesetz- 
mehrere Eigentiimer durch eine 


mäßigen Vetreter, 


aus ıhrer Mitte gemeinsam bestimmte Person aus, 
Diese Personen müssen deu Voraussetzungen für die 
persönliche Ausübung des Wahlrechtes entsprechen. 
Bevolimächtigte dürfen vur ewen Wahlberechtigten 
vertreten, 


Jeder Wahlberechtigte kann ın einem Kreise tur 


seine Person nur eine Stimme abgeben. 


Der Staat übt sein Wahlreeht durch einen De- 
legierten aus. 
§ 4. 
Gruppe der Städte. „ 


In diese Gruppe gehören jene Städte, auf die 
sich die Verordnungen des Armeeoberkommandanten 
vom 18, August 1916, Nr. 64 und 65 Ver, Bl, bezie- 
hen. 

Die Maudate dieser Gruppe werden auf die im 
Kreise befindlioheu Städte nach ıhrer Einwohnerzahl 
aufgeteilt; auf jede Stadt muß Jedoch wenigstens ein 


Mandat entfallen. 


Die Kreisverordneten werden in jeder Stadt von 
den Mitgliederu des Stadtrates und jenen Mitgliedern 
des Magistrates, die nicht dem Stadirate angehören, 
unter dem Vorsitze des Bürgermeisters (Statdpräsiden- 
ten) gewählt, 

SiS 
Gruppe der Landgemeinden. 


Die Kreisverordnsten dieser Gruppe werden 
gewählt, duß auf jede Landgemeinde nach 


entfällt. Wo dies 


derart 
Möglichkeit 


nicht möglich ist, sind mehrere Gemeinden zu einem 


ein Kreisverordneter 


Wahlbezirke zusammeuzulegen, 


Wahlbereehtigt ist wer: 
1. in der Gemeiudeversammlung stimmberechtigt 
ist, oder 


2. zur Zeit der Ausschreibung der Wahlen in 
der Gemeinde ein Wohuhans im Feuerversichernngs- 
werte von wenigstens zweisausend Rubel besitzt, oder 
mih einer Haudels- oder Gewerbapstentsteuer in Vor- 


schreibung steht, oder 


3. in der Gemeinde wohnt, das 25, Lebensjahr 
vollendet und vier Klassen einer Mittelschule absol- 


viert hat, 


Im Falle des Punktes 3 kann das Wahlrecht 
nicht durch Bevulmächtigte ausgeübt werden Im üb- 
rigen gelten für die Ausülang des Wahlrechtes die 
Vorschriften des § 3, Absätze 3 bis 7. 


Wer in der Gruppe der Höclistbesteurten wahl- 
berechtigb ist, hat in der Gruppe der Landgemeinden 


kein Stimmrecht. 
Wählbarkeit. 
Erfordernisse der Wählbarkeit sind: 
l das voliendete 30 Lebensjahr, 
2. männlicher Geschlecht, 
3. Vollgenuß der bürgerlichen Rechte, 
4 


ordentlicher Wohusitz oder Besitz einer Re- 
alıvät oder Betrieb eines Gewerbes mit festem Stand- 
orte im Kreise, 
5, Umbescholtenheit, 


6, Behersohung der polnischen Sprache in Wort 
und Schrift. 
7 
Wahlordnung. 


Die Vorschriften über die Ausschreibung uud 
Durohführuug der Wahlen werden durch Verordnung 


des Milwärgeneralguuvernements erlassen, 
8 8. 
Wirkungskreis der Kreisvertreiung. 


Der Wirkungskreis der Kreisvertretung umfalit: 


EEG U BEER VE N CE 


10. 


A amd A FE h i T ni 


L Die Wahrnehmung der wirtschaftlichen, hygie- 
nischen und kultnrellen Interessen des Kreises, somit 


insbesondere: 


I, Verwaltung des eigenen Vermögens, 


2. Schutz und Ausgestaltung der Landwirt- 


sehaft, des Handels und Gewerbes, 


3 Errichtung und Erhaltung der im Interesse 


des Kreises notwendigen Straßen und anderen Kum- 
Ver- 


Faktoren 


munikahiousmittel, sowie Subven'ionieraug von 


kehrsanlugen, deren Erhaltung anderen 


obliegt, 

4. Nanitäre Vorsorgen, 

5. Erriehtung nud Erhaltung oder Subventio- 
nıerung ven Kraukenanstalten und anderen sanibären 
Einrichtungen, 

6. AÄrmenmesen, 

T. Förderung der Volks- nud Fachbildung, 

8. Mußuchmen zur Bekämpfung der Truuksucht. 


Die Bestimmung der Straßen, deren Erhaltung 


der Kreisvertretung ebliegen wird, erfolgt, in letzter 


Instauz vom Mihtärgeneralgsuvernement. 

IL, Die Obsorge und Überwachung der Land- 
gemeinden und Städte hinsichtlich ihrer Wirtschafts- 
gebarung und der Erfüllung ihrer Obliegenheiten. 

Die 


heiten zur Erledigung an 


Kreiskommwandos haten diese Angelegen- 


die Kreisvertretungen zu 
überweisen, 


x HI. 
chen Aufgaben, 


Mitwirkung bei Durchführung der siasbli- 
die der Kreisvertretung von staat- 


lohen Behörden zugewiesen sind, 


IV. 


nahmen, die eines Gesetzes bedürfen und die Interes- 


Stelluug von Anträgen in Bezug auf Mab- 


sen des Kreises berühren 
89. 
Einnahmen der Kreisvertretungen. 
áa) Staatliche Sul ventionen und jene staatlichen 
die den 


Einnahmen, Kreisvertretungen gesetzlich 


überwiesen werden, 


v) eigene Einnahmen: 


1, Zuschläge zu den haats- und Gemeinde- 


steuern, 


Vor- 


schriften eıngelührieu direkten Kreissteuern, insbeson- 


2. die Erirägnisse der dureh gesetzliche 


dere der Hundesteuer, 


8. Gebühren für die Benützung von Austalten 


nad Einrichtnngen, die von der Kresvertretung im 


öffentlicnen luteresse erhalten werden, 


4. Gebühren von Grundbesitzerun und Gewerbe- 
treibenden, für die Benützung solcher Binriohtungen 


aus deuen Ihnen besondere Vorteile erwachsen, 


5. Erträgnisse aus gesetzlichen Alleinreohten 
der Kreisvertretung zum Vertriebe von Bedarfsgegen- 


ständen, 
Einnalmeu aus dem eigenen Vermögen. 


Das Milttärgeneralg-uvernement kann der Stadt 
Lublin emen einwaligen oder stäudigen Zuschuß zu 
den Verwaltungsausgaben 


des umliegenden Kreises 


vorsshreiben, 
8 10. 
Orßane der Kreisveriretung. 
Organe der Krersvertrefung siud: 


Der Kreistag (sejmik powiatowy), der Kreisaus- 


schub (wydział powiatowy) und der Vorsitzende 


(przewodniczacy). 
Der Vorsilzeude ist der jeweilige Kreiskomman- 
dant oder ın seiner Vertretung der Leitende Zivil- 


komuussär. 
Si: 
Kreistag. 


Der Kreistag wird auf Einladung des Vorsitzen- 
der 


muß einberufen werden, sobald dies ein 


den in Regel jedes Vierteljahr einberufen. Er 
Drittel 
Kreisverordneten verlangt. Der Kreistag ist beschluß- 


dıe 


der 
fähig, wenn anßer dem Vorsizeuden wenigstens 


Hälfte der Kreisverordneten anwesend ist, 


Beschlüsse werden mıt Stimmenmerheit gefasst. 


Bei Summengleichheib entscheidet die Stimme des 


Vorsitzenden, 
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Der Beschlußfassung des Kreistages sind fol- 
gende Angelegeuheiten vorbehalten: 

I, Festsetzung des Kreisbudgets und Überprü- 
fung des Rechnuugsabschlusses, 

3. Einrichtung des Bureaus der Kreisverbtretung 
und Festsetzung der Zahl und der Bezüge der 
Beamien, 


8. einmalige Ausgaben über lünfiausend Kronen, 


4, Übernahme dauernder Verpflichtungen von 


jährlich mehr als fünfuundert Kronen, 

5 Aufnahmen vun Anleihen, die das Budget 
ständig belasten, 

6- Einführung von Kreissteuern und anderen 
Algaken, von Zuschüssen zu den Staats- und Ge- 
meindesteuern, ven Alleinrechten der Kreisvertretung, 
sowie hiereufgerichtete Anträge ($ 8, Punkt 1V), 

T. Festsetzung der Geschäftsordnung für den 
Kreistag und den Kreisausschuß, 

8. Entscheidung über Beschwerden gegen die 
Besohlüsse des Kreisausschusses, 

9. Angelegenheiten, die sich der Kreistag vor- 
behält. 

Anträge im Kreistage zu stellen sind berechtigt: 

a) der Vorsitzende im Namen der Mılitärver- 


waltung, 
b) der Kreisausschuß als solcher, 
o) jeder Kreisverordnete. 


Der Kreistag ist berechtigt, für spezielle Ange- 
legerùeiten Kommissionen zu besummen und lür 


diese Regulative hiususzugeben, 
s 
Kreisausschub. 


Der Kreisausschul; besteht aus dem Vorsitzenden 
des Kreisteges und aus sechs Mitgliedern, von denen 
drei von den Kreisverordneten jeder der drei Wahl- 
gruppen, die übrigen vem ganzen Kreistage entsendet 
werden. Iu derselben Weise wird für jedes Aus- 


schußmitglied ein Stellvertreter gewählt, 


Der Kreisausschuß wird über Eiuladuug des 
Vorsitzenden in der Regel allmonatlich einberufen, 
Er muß einberufen werden, sobald dies zwei Aus- 
sehußmitglieder verlangen, 

Der Kreisausschuß, ist besehlussfähig, weun 
außer dem Vorsitzeuden weinigstens drei Mitglieder 
anwesend sind. 

Beschlüsse werden mit absoluter Stimmenıneh 
heit gefaßt. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzeuden. 

Der Kreisauschuß bereitet die zur Beschluß- 
fassung des Kreistages bestimmten Angelegenheiten 
vor und beschließt über alle anderen Angelegenhei- 


ten; die dem Kreistage nicht vorbehalten sind, 


Der Kreissusschuß delegiert eines seiner Mitglie- 


der zur Leitung des Bureaus der Kreisvertretung. 


Der Kreisausschuß übt in den Städten und Land- 
gemeinden das Aufsiohtsrecht über die Gemeinde- 
wirtschaft und die Disziplinargewalt über den Bür- 
gerwmeister (Stadtpräsidenten) Gemeiudevorsteher und 
die anderen Gemeindebeamten aus. Diszipliuarmaß- 
nahmen sind: 

1. Mabnungen und Rügen, 

2. Geldstrafen bis zu hundert Kronen, 

3. Suspension vom Amte bis zur Eintseheidung 
des Militärgeneralgonvernements, 

Der Kreisausschuß kann die Ausführung der 
Beschlüsse von Vertretungen und Urgagen der Städte 
oder Landgemeinden bis zur Eutseheidung des Mili- 
tärgeneralgouvernements sistieren, 

Der Kreistag kann den Mitgliedern des Kreis- 
ansschusses und der Kommissionen nach Maßgabe 


der verfügbaren Mintel Diäten zuerkennen, 


813. 
Vorsitzender. 

Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und 
sorgt für die Ausführung der Beschlüsse des Kreis- 
tages und des Kreisausschusses und führt laufende 
Geschäfte. Er zeichuet alle Sohriftstücke im Namen 
der Kreisvertretung, Urkunden, durch die Verpflich- 
tungen übernommen werden, müssen außer vom Vor- 
sitzenden auch von zwei Ausschußmitghedern unter- 


fertigt sein. 


Niels 


Dem 


Bureaupersonals nach Auhörung des Kreisaussehusses 


Vorsitzenden obliegt die Aufnahme des 


und die Ausäbung der Disziplinargewalt über das 


Personale der Kreisvertretung. 
$14 


Amtsprache, 


Die Amtsprache des Kreistages, des Kreiseus- 


Schusses und aller ihrer ÖOrgsne ist die polnische. 


Alle Kreisvertretungen müssen jedoch Zusehrif- 
ten militärischer Kommandos obne hücksicht auf de- 
ren Sprache, nichtpolnische Parteieingaben dann in Be- 
handıung, uehmwen, weun die Sprache der Eingabe 
ist und vun wenigstens zehn 


gesebzlich zugelassen 


Prozent der Binwehuer des Kreises gebreoht wird, 
$ 15. 
Aulsichtsrecht. 


Ausführung 


K.reis- 


Der Vorsitzende Ist bersohtigi, die 


der Beschlüsse des Kreisaussehusses und des 


tages zu sislieien, 

Die Sistiernng muß verfügt werden, wenn die 
Beschlüsse den bestehenden gesetzlichen Vorsehriften 
und gesetamäßigen behördiicheu Versügungen wieder- 
spreehru oder den Wirzungskreis der Kreisverttrebiung 
übeıschieiten. Der Vorsitzende hat ber Sisblerung eines 
Beschlusses des Kreisansschuß-s, die Angelegenheiten 
ver deu vächsben Kreistag zu bru gen, hei Sistierung 
eines Beschiusres des kıeistäges, die Angelegenheit 
binnen dret Tagen oem Ailitärgeueralgeuveruemenb 
"zür Kutseheiduug vurzulegeu 

Dem Mılitärgeneralgeuvernement steht das Uner- 
öulsichtsrecht über die gesamte lätigkeit der Kiwis- 


verireiungen zu, 


Folgende Beschlüsse, bedürfen Jedenfalls der Ge- 


uehwiguug des Mi’ilärgeneralgouvernements: 


. 


à. ÜUlermahwe vou Stisben und sundereu Kum- 


munkabiensmitteln in die Verwaltung des Kreises, 


2 Borfühsung von Kressstenern und anderen 


Abgalen, ven Zuschüssen zu ven Shaate- uud Gemein- 
destenern, von Alleinreohten der Kreisverirelung un- 


beschadel der Yorschritt des § 8, Punst IV, 


3. Festsetzung des Kreisbudgets und Geneh- 


migung des Rechnungsahschlasses, 


4, Übernahme einer Verpflehtung im Geld werte 


von mehr als füntzighausend Kronen. 


Wenn die Kreisvertretung ihre den öffentlichen 
Interessen dienenden Aufgaben nicht erfüllt, kann der 
Vorsitzende diese Aufgaben nach eingeholter Ermäch- 


vignug des Aılwärgeneralgouveruemenis gegen nach- 


träglielie Mitteiluug an die Kreisverlretung selbst 
versehen lassen. 
S 16. 
Beschwerden. 


Wer durch einen Beschluß der Kreisvertretung 


oder eme Verlugung ılıes Vorsitzenden iu seinen 


Rechben vertebzt 1st, kaun innernalb vierzehn Tagen 


nach der Zustellung oder der Miieilung der Ver- 
fügung benu Vorsitzenden die Beschwerde an das 


Mi:tärgen-ralgsavernemeul einbriugen. 
Da» Milttärgeueralgou vernement eulsoheidet end- 
gültig 
Sa 
Auflösung der Kreisvertretung. 


Àb- 


lanf der Amisdaner die Kreisvertrebung aullösen und 


Das Mıtitärgeveralgunvernement kann vor 


tnb m diesen Fällen die nelbwendigen Anonlaungeu 
wegen Fortiührung der Angelegenheiten derselben, 
Neuwahlen müssen binnen drei Monaten statt- 


finden. 
$ 18. 
Durchführungsmassnahmen. 


Das Milwärgeneralgsuvernemenb ist ermächtigt, 
alle Massnahmen zu trefien und Verordnungen zu 
erlassen, die zur erfoigreiehen Durchlührung dieser 


Verordouug uuiwendig sind, 
819. 


Wirksamkeitsbeginn. 


' 
Diese Verordnang tritt mit dem Tage der Kuud- 


wachung iu Bratt. 
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8. 


Verordnung des k. u. k. M. G. G. vom 5. Oktober 1917, 
Nr. 84 V. BI St. XXI, 


betreffend die Kreiswablordnung. 


Auf Grund der $$ 7 und 18 aer Verordnung 
vom 17. September 1917, Nr. 76 V. Bl. wird hin- 
sichtlich der Durchführung der Wahlen zu Kreisver- 


tretungen und Kreisausschüssen folgendes verordnet: 
Wahlrecht und Wählbarkeit. 
sl, 
Von den nach den Bestimmungen der Kreisor- 


dnung wahlberechtigten Personen können das Wahl- 


recht nıcht ausüben und nieht gewählt werden: 


a) Personen, die von Almosen leben oder aus 


öffentlichen Mitteln Armenünterstützungen beziehen, 
Unterstützungen aus Krankenkassen, der Bezug von 
Alters- und Invalıdenreuten oder von Unterhaltsbei- 
trägen aus staallicheu Mittein, sowie die Uuterstü- 
tzung durch die ım /Zusammeuhange mit dem Kriege 
entstandenen Institutionen (Hilfskomitees, Volksküchen 


u dgl.) gelten nicht als Armenunterstützung; 
b) Personen, über deren Vermögen der Konkurs 
verhängt wurde, sclange das Konkursverfahren dauert; 
o) Personen, die eine Freiheitsstrafe abbuüßen 
oder wegen Verbrechens, wegen eines tus (sewinn- 


Sıtsiiehkeit began- 


sucht oder gegen die öffentliche 
genen Vergehens in gerishtlicher Untersuchung ste- 


hen. 
sa 


Kreisverordueten und zu Mitgliedern des 


Zu 


Kreisausschusses können nicht gewählt werden: 


a) Beamte und Diener des Kreises oder der An- 
stalten des Kreises, solange sie im Dienste sind, und 
nach Autlösuug des Dienstverhältnisses, solange die 
Verrechnungen 


mit demselben zusemmenbäugenden 


vicht endgültig erledigt sind; 


b) Besitzer von Konzessionen für Unternehmun- 


gen des Kreises, sowie Pächter und Leiter solcher 


Unternehmungen; 


o) Pächter von Liegenschaften und Einkünften 
des Kreises; 
d) Personen, dia auf Grund eines Übereinkom- 


wens Arbeiten oder Lieferungen für den Kreis zu 


bescrgen haben, 


Kreisverordnete und Mitglieder des Kreisaus- 
schusses, die zum Kreise m eines aer ebbezeichneten 


Verhälltuisse treten, Haken ihr Mandat wmiederzulegen, 


Perscnen, die mit dem Kreise in einem Rerhts- 
streite stehen, Eöunen das Amt eines Kreisveruordne- 
ten oder Mitgliedes des Kreisausschusses tus zur Be- 


endigung dieses Rechtsstreites nicht »usüben. 


Zu Kreisvererdneten und zu Mitgliedern des 
Kreisausschusses können alle Personen gewählt wer- 
deu, welche nach $ 6 der Kreisorduusg wählbar sınd 


Wahlrecht 


ob sie ın der bezüglıchen 


chne Küsksicht darauf, ob sie das akuve 
überhsupt besitzen. bzw. 
dem Wehlkörper, in welchem sie 


Gruppe, oder ın 


aufgestellt wurden, wählbereehtige sind, 
Durchführung der Wahien. Allgemeine Bestim- 
mungen. 
& 5. 
Zur Durchtührurg der Wahlen in die Kreisver- 
tretuug ernenut das Mihllärgeneralgouvernemwent für 
jeden Kreis einen Wahlkommissär uud seinen Stell- 


vertreter. 


Durshfüh- 
rung der Wahlen. Die Kosten der Wahlen tragen nie 
Die der 


tragen vorschuß weise die Kreiskommandos für Rechnug 


Das Kreiskommando überwsehr die 


Kreisvertrekungen. Kosten ersten Wahlen 
der Kreisvertretungen 
Wiäählerlisten. 
§ 4 

Wählerlisten sınd für die Gruppe der Landge- 
meinden und tür die Grnppe der Höchstbeschteuerten 
des Handels, der Industrie und des Immo! iliarbesities 
anzulegen, 

Die Wahlerbsten, welche alphabetisch anzulegen 
Namen, Bemal ıBes-häftigung), Alter 


siud, haben 


uud Wohnung der Wähler zu enthalten. 


Die Nameu sind fortlaufend zu numwmerlieren 


Wählerlisten der Gruppe der Landgemeinden 
56 
Die Wählerlisten werden in jeder Gemeinde ab- 
gescudert für jede Ortschaft, vertsfiv 


Die Wählerlisten stellt Gemeindeversteher 


unter Zeihilte der Gemeindebevellmächugteun und der 


der 


Schulsheiße (sultys) in 2 Exemplaren zusammen und 
legt dieselben zur Bestätigung dem Wahlkominissär 
erdnuugsmähige 


Wahlkom- 


vor, welchem die Öbsorge über die 
Verfassung dieser Listen zukommt, Der 
n:issär Überprütt die Listen, stellt alliällıge Fehler tu 
deuseiben verlügt die Nenanlage der 
Lasten; de 


er und stellt sie dem Gemeindevorsteber zurück. 


richtig uder 


für richtig beiundeuen Lasten bestäugts 


Wöählerlisten werden durch 8 


Die 


Tage zur al:gemewen Einsicht aufgelegt, und zwar, 


bestätigten 


ein Exemplar derselben im Geweiudeamte, das zweile 
Exemplar beim Schultheißeu (soltys; der bezüglichen 
Ortvschatt, 

$ 6. 

Der Gemeindevorstehr verlautbart die Auflegung 
der W ähierbsien im alleu Ortschaften der beurefleu- 
den Geweiude unter gleichzeitiger Auberaumung el- 
ner D-tägıgen Frist, in welcher in diese Justeu Hiu- 


sicht genumiwen uud allfällige Reklamationeu beim 


Uemeindesmte eingebraulit werden können. 
eine 
fünf, 


dureh die Gesamtheit aer Schultheiße und Gemeinde- 


Zur 


Reklamatiouskommission gebildet, 


Erledigung der Rexlamatiunen wird 


welche aus 


bevollmäulu.gten unter dem Vorsitze des Gemeluie 


vorstehers gewählten Mitgliedern besteht. 


Die Keklamauionskommission wählt aus ihrer 
Mitte den Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. 
Die Reklamaticuskcmmission 1st beschlußfäahig, 


wenn außer dem Vorsitzenden Dtellvertreter) wenig- 
stens 4 Mılglieder zugegen sind. 
Bei Stimmengleiclhheit eutscheidet die Biimine 
des Vorsitzenden. 
Sa 
Eune 


vahl berechtigt zu sein gaubt, ıu die Wöänleriiste der 


Reklamation kaun jeder elubungen, der 


ya aber ar lt aulgenommen wurde, 


Ti 


begüghohen G ag 
h 


teruer jeder Wähler der beziehen Gruppe zwecks 
Streichung von nicht wehivereelügten Personen, wie 
such zwecks Übersragung einzelner Wähler ın andere 
Gruppen. 

Für Mivderjährige und llandiungsunfähige üben 


das Reklamabionscecht ihre gesetzlichen Vertreter aus. 
88 
Dis Reklamation ist für jeden Reklamationsfall 


hat 


der Eimbringung der Brklamalıon 


abgesundert zn überreichen; der Reklamiereude 


gleichzeitig mit 
sein Begehren duroh Beibringung der errorderlichen 


Die 


kann der Roklamation Folge geben, sie abweisen oder 


Belege nachzuweisen, Reklamaticuskomimissiou 


anch ergäuzsnde Brhebungen anordnen, 


losoferoe die Reklamation eine dritte Person 
besritft, ist derselben womöglich vor der Entseheiduug 
zur Stelluugualıne zu geben, aueh 


Über- 


tragung in eine andere Gruppe zu verständigen. 


die Gelegenheit 


ish dieseive vun der ertulgieu Sireichung oder 


Alle Sireichuugen in den Wählerlisten sind in 
Eiu- 


der Ari dul ccehzuiūhren, daß die ursprünglishe 


tragung ersichllich bleibe. 
SH 


erledigb die 
be- 


Isschtigsbellungeu iu beiden 


Die emgebraohteu Reklamationen 
Reklamatiousšowmmission inuerbalb 5 Tagen und 
wirkb die ertonderliwhen 


Exemplaren der Wählerliste, 


Gegeu Entscheidungen der Keklamationskom- 


mission ist ein weiterer Rekurs unzulässig. 


Nach Durchführung des Beklamationsverfahrens 
isb em Exemplar der rieltiggestellten Wählerliste 


dem Wahlkommissär vorzulegen. 


Wähilerlisten der Flöchstbesteuerten des Han- 
dels, der Industrie und des Immobilarbesitzes, 


5 iU, 


Die Wählerlisie verfaßt für den ganzen Kreis 


das Kreiskommando und legt sie zur allgemeinen 


Kinsicht durch 8 Tage auat, 


15, 


Das Kreiskommando verlautbart die Auflegung 
der Wahlerliste und bestimmt gleichzeitig eine 8-tä- 


gige Frist zur Eiubriugung der Reklamationeu 


Zur Erledigung der Reklamationen wird eine 
Reklamationskommission 


Wahlkomwmissär als Vorsitzenden uud aus 4 dureh ihn 


gebildet, welche aus dem 


berufenen Wählern dieser Gruppe besteht. 


Zur Beschlußfähigkeit der Raklsmationskommis- 
sion ist die Anwesenheit des Vorsitzenden (Stellvertre- 
ters) sowie wenigstens 2 Mitglieder erforderlich. 
Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Die 
58 7, 8 und 9 dieser Wahlorduung finden hier ana- 


Im Falle 
Vorsitzenden Bestimmungen der 


loge Anwendung. 
Wählerversammlungen. 


§ 12. 

Vom Tage der Ausschreibung der Wahlen an- 
getangen bis zum !etzteu Tage vor der Wahl in der 
beireffeuden Gruppe können die Wähler Wählerver- 
sammlungen veranstalten, 

Die Genehmiguug zur Abhaltung einer Versam- 
mlung ist spätestens 24 Stunden vurher beim Kreis- 
kommando eirzuholen, welches den Verlauf der Ver- 
Organe überwachen 


sammlnuvg durch krehördliche 


lassen kann. 


Reihenfolge der Wahlen 
$ 18, 

Zuerst wählt die Gruppe der Landgemeinden; 
nach Beendigung der Wahlen in dieser Gruppe, die 
Gruppe der Städte; zum Schlusse die Gruppe der 
Höchstbesteuerten des Handels, der Iudustrie und des 


Immobiliarbesitzes, 


Die Termine für die Wahlen in den einzelnen 
Gruppen bestimmt der Wahlkummissär und trägt da- 
für Sorge, daß spätestens 5 Tage vor der Wahl, der 
Tag und die Stunde des Beginzes der Wablliandlung 
Wahllokal 


verlautbart sowie das bekanıt gegeben 


weide, 


Im Falle als zwei oder mehrere Gemeinden ge- 
meinsam einen Kreisverordneten zu wählen haben, 
bestimmt der Wahlkommissär auch die Ortschaft, in 


weloher die Wahl stastzufinden hat. 


Wahlkommission 
§ 14, 
Jeden Wehlakt leitet eine Walhlkommission, 


welche aus dem Vorsitzenden uud vier 
besteht. 


Mitgliedern 


In der Gruppe der Landgemeinden ernennt der 
Wahlkommissär die Vorsitzenden. Zu Vorsitzenden 
können auch Personen berufen w- rden, die nicht 


selbst Wähler sind, 

In der Gruppe der Städte führt der Bürgermei- 
ster (Stadtpräsideut) oder dessen "Stellvertreter den 
Vorsitz, in der Gruppe der Höchstbesteuerteu der 


Wahlkommissär oder d»ssen Stellvertreter, 


Zwei Mitglieder der Wahlkommissien beruft der 
betref- 
fenden Gruppe und des betreffenden Wallkörpers. 


Vorsitzende aus den Reihen der Wähler der 
Diese Kummission ergänzt sich dureh Beiziehung von 
2 freiwillig sieh meldenden Wählern der betreffenden 
Gruppe und des betreffenden Wahikörpers. Unter 
mehreren sich freiwillig meldendeu Wählern trifft der 
Vorsitzende die Auswahl. 


Der Wahikommissär kanu entweder persönlich 
den Wahlen aus der Gruppe der Laudgemeindeu und 
der Dwadte beiwchnen oder sich durch einen Delegier- 


ten Vertresen lassen, 
$ 15. 

Bei der Wahlhandlung können Vertrauenssmän- 
ner aus den Reihen der Wähler als unmittelbare Zeu- 
geu des Walhlaktes anwesend sein und sich zu die- 
sem Zweoke ständig in der Nähe der Wahlkommis- 
sion aufhalten. 


Die Anzahl der \ertrauensmänner bestimmt die 
die 


Kandidaten 


Wehlesmmission. Iusoferue 
der 


durchgeführt werden, kann tür jeden 


Wahlen auf Grund 
angemeldeten (Kandidatenlisten, 
angemeldeten 
Kandidaten (jede Kandidateuliste) je ein Vertraueus- 


mann dem Wahiakte beiwolnen, 


16. 


Nr. 14. 


Die die 


Wahlkommission aut allfällig wahrgeuommene Über- 


Vertrauensmäuner sind berechtigt, 
tretungen der Wahlvorsohrifien durch Wähler aufmerk- 
sam zu machen; sie dürfen sieh jedoch in die Weahl- 


handlung in keiner Weise unmittelbar einmengen. 


$ 16. 

Die Wahlkommission ist beschlußfähig, wenn der 
Vorsitzende und wenigstens 2 Mitglieder zugegen 
sind. 

Mit- 


glied der Kommission mit seiner Vertretung betrauen. 


Der Vorsitzende kann vorübergehend ein 
Die Wahlkommission trifft ihre Entscheidungen 
mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit ent- 


scheidet die Stimme des Vorsitzenden, 


§ 17. 
Der Vorsizende bestimmt, welche Mitglieder der 
Wahlhandlung die 
Wählerliste, das Wahlprotokol!, in den Gruppen der 
die 


Wahlkommission während der 


Städte und der Höchstbesteuerten überdies ncch 


Stimmliste zu führen haben. 
ist die beim 


Namen des betreffenden Wählers anzumerken. 


In der Wählerliste Stimmabgabe 


W ählers 


anderweitig behoben 


Wenu hinsichtlich der Identität eines 
Bedenken entstehen, die nicht 
werden können, kann die Wahlkommission den Nach- 


weis der Identität verlangen, 


’ Wahlvollmachten sind schriftlich in Gegenwart 


zweier Zeugen auszufertigen, \ 


Im Wahlprotokolle sind alle Mo- 


mente der Wahlhandlung, insbesondere alle Entsuheı- 


wesentlichen 


dungen der Wahlkummission und das Verhäliniss der 
algegebenen Stimmen zu verzeichnen. 

In die Stimmliste sind die abstimmenden Wäh- 
ler der Reibe wech unter Beifügung der Zahl, unter 
weleher sie in der Wählerliste eıngetrugen sind, aut- 
zunehmen. 

Im Falle der Unterbrechung der Wrhlhandlung 


sid Wahlakten 
schliessen. 


und Wehlurne amtlich zu ver- 


Vorschriften für die Abstimmung in der 
Gruppe der Landgemeinden. 
$ 18. 
Die Wahlen finden auf Grund der 


statt, von der der Vorsitzende 


Wählerliste 
der Wahlkommission 
ein Exemplar vom Wahlkommissär, das andere Exem- 
plar aber vom Gemeindevorsteher, bezw. wenn Zwei 
oder mehrere Gemeinden zusammen wählen, von deu 
Sollen 


beiden Exemplare mit einander nicht überein- 


Gemeindevorsteheru dieser Gemeinden erhält. 
die 
stimmen, ist womöglich diese Divergenz aufzuklären 
und zu beseitigen; wenn sich ein Zweifel ergibt, gilt 
jenes Exemplar, welches beim Wahlkommissär erlag 


als das autentische. 
8 19. 


In dieser Gruppe wird gekeim im Wege der 
Ballotage der angemeldeten Kandidaten gewählt. Die 
Kandidaten können nach Verlautbarung der Termine, 
der Wahlen entweder zu Handen des Gemeindevor- 
stehers bis zum Beginn des Wahlaktes, oder zu Han- 
den des Vorsitzenden der Wahlkommission angemel- 
dei, werden, weloh Letzterer hiefür einen bestimmten 


Wal!komis- 


bat. Die Anmeldungen können 


Zeitabschnitt nach Koustituieruug der 
sıon zu bestimmen 


schriftlich oder mündlich erfolgen, 


Jener Kandidat ist als giltig angemeldet angu- 


sehen, für welchen sieh mindestens 5N Wähler des 


betreffenden Wahlkörpers erklären. 


§ 20. 


Zur Abstimmung sind Wahlkugelu oder amtli- 
ohe Zettel zu verwenden, die im Wahllokale in erfor- 


derlieher Anzahl bereitzuhalten sind, 
§ 21. 


Die Abstimmung findet über jeden Kandidaten 
ebgesondert statt. Das Los entscheidet, in welcher 
Reihenfolge die einzeluoen Kandidaten zu ballotieren 


sind. 


Der Vorsitzende oder ein von ıhm hiezu be- 
stimmtes Mitglied der Wahlkommission verliest die 
Wählerliste naoh den einzelnen Ortschaften, 


dem Wähler die Wahlkugel (Zettel) ein 


händigt 


und merkt 


Nr 14 


17. 


die auf die einzelnen Kandidaten abgegebenen Stim- 
die 
Wahlkugel (Zettel) iv eine der keideu Wahlurnen 


men in der Wählerliste vor. Jeder Wähler wirft 


(weisse und schwärze).' welche vor der Wahlkı mmis- 


sion stehen und verdeckt zu halten sind, hine. 


Die Wahlkommission hat das Recht zu kontrol- 
lieren, dass der Wähler vicht mehr als eine Wail- 
kugel (Zettel) in die Wahlurue hineinwerfe; sie darf 
Jedoch nicht gegen das Prinzip der geheimen Wahl 
verstossen, «a 

Nach Verlesung der Wählerliste nimmt der Vor- 
sitzende ncch die Stimmen jenen Wählern ab, welche 
ihre Stimme noch nicht ak gegeben haben und über 
seine Aufforderung zu diesem Zwecke sich bei der 
Kommission melden; hierauf stellt er test, daß sioh 
wiemand mehr zur Stimmabgabe meldet und schließt 
die Abstimmung auf den Lezüglıchen Kandıdaten, 

5 22. 

Nach Beendigung der Abstimmung auf jeden 
einzelnen Kandidaten, eutnımmt der Vorsitzende der 
Wallkommission die Wahlkugeln (Zettel) eus beiden 
Wahlurnen und zählt ab, wieviele Wahlkugeln (Zettein) 
In die weisse und, wieviele in die schwarze Wahlurne 
hineivgeworteu wurden. 

Das bezügliche Ergebniss ist im Wahiproutokolle 


vorzumerken, 


Naoh 


Kandidaten siellt die Wahlkommissıon das 


Beendigung der Abstimmung auf alle 
Wahler- 


gebniss fest, 


Zu diesem Zwecke wird Jedem Kaudiaaten die 
für ihu ın die schwarze Wahlurne abgegebene Anzahl 
von Wehlkugeln (Zetteln) vun der für ihn in die 
weisse Urne algegebenen in Abzug gebracht. 


Jener Kandidat. welcher aut diese Art die 
gıößte Anzahl an Wahlkugeln (Zettelu) aus der wei- 
Ben Weahlurne aufweist, gilt als gewählt. Im Falle 
als für kenen der Kandidaten die Mehrheit au Wahl- 
kugelu (Zetitelu) in der werbou Wahlurue erzielt wird, 
hat jeuer a's gewänit zu gelten, hinsichtlich dessen 


die Differenz zwischen den 1u die beiden Wahlurveu 


abgrırebenen Wahlkugeln {Zetieln) sich als die nied- 
rigste erweist. Bei gleicher Anzuh’ entehridet das Dos. 
Das Wehlergehniss hat der Vorsitzende sofort zu 


verlautbaren. 
8 24. 


Die Wahlakten sind zu verpacken, zu versiegeln 
und dem Wahlkommissäör zu übergeben, welcher das 
| 
Wahlergebnis in der ganzen Gruppe vor Beginn der 


Wahlen in der folgenden GHuppe zu verlautbareu hat. 


Vorschriften für die Abstimmung in der 


Gruppe der Städte. 
§ 25. 

Die auf jede Stadt entfallende Anzahl von Kreis- 
verordneten wird auf Grund einer vom Bürgermeister 
(Stadtpräsidenten) Leizustellenden laste von den Mit- 
gliedern des Stadtrates una jenen Mitgliedern des 
Magistrates, welche nicht zum Gemeinderäte gehören 
gewählt, 

§ 26. 

In dieser Gruppe wird schriftlich und geheim 
gewählt. Wenn auf die bezügliche Stadt eın oder zwei 
Mandate finden die 


Grundsätzen der abso uten Mehrheit der abgegevenen 


entfallen, Wah'en nach den 


Stimmen statt. Wenn auf die Stadt mehr Mandate 
entfallen, werden die Wahlen nach den Grundsätzen 
der Ve; häitmsszghl aut Grund der eingebrachten Kan- 
eidatenlisten durchgeführs 

$ 27. 


Kandideten'ssten köuneu nach Veriautbarung 
des Wahlteımines schritt ich zu Handen des Bürger- 
mesters 


(Dtadtpräsidenten) sowohl vor Beginn des 


Wahlaktes, wie auch. nach Beginn desselben innerhalo 
Vorsitzenden der Wallkommission 


des hıezu vom 


bestimmten Zeitakschnitteg eingebracht erden. 


Die Kaudidatenliste muß mindestens die Unter- 


schrift von 5 Wählern aufweisen. 


§ 28. 
Jede Kandidatenliste hat in deutiich erkennba- 
rer Reihenfolge mindestens die Namen von soviei 


Kandidaten, als ın der betrelfeaden iadi Kreisyer- 


ordnete zu wählen siud, zu enthalten, 


Nr. 14. 


Die 


nungszeichen (grossen Puchstaben) zu versehen, 


Kangtdatenlisten sind mit einem Erken- 


§ 29, 


Zur Abstimmung sind Stimmzettel zu benützen, 
auf welchen die Vor- und Zunamen der Kandidaten, 
der Kandidatenliste 


bezw. das Erkennunrgszeichen 


einzutragen sind. 


Die ausgefüllten Stiamzettel sind in der Art zu 
falten, daß die Schrift nieht sichtbar jst. Der Vor- 
sitzende oder en hiezu von ihm besummmtes Mitg'ied 
Wählerliste, 


legt ihn in die 


der Wahikommission verliest die über- 
nımmt vom Wähler den Stimzettel, 
Wahlurue und läßt die Scimmabgabe in der Wähler- 


liste und in der Stimmliste anmerken. 


Nach Verlesusg der Wählerliste nimmb der Vor- 
sitzende noch die Stimmen jenen Wählern ab, welolie 
ihre Stimme noch nicht abgegeben baben una über 
seine Aufforderung zu diesem Zwecke sıch bei der 
Kommission meiden; hierauf stellt er fsst, deß sich 
niemand mehr zur Stimmabgabe meldet und schließt 


die Abstimmung. 
§ 80. 


Nach Schiuß der Abstimmung entuimmt der 
Vorsitzende der Wah!lkommussion die Stimmzettel aus 
entfaltet und zählt sie, Die Anzahl 


die 


der Wahlurue, 
der Stimmzettel muß mıt der Gesamtzahl der mı 


Stimmliste eingetragenen Wähler Ütere:nstimmen, 


Hierauf verliest der Vorsitzende die Stimm:zetbel 
währeud die vun ıhm hıezu bestimmten Mitgueder 
der Wahlkummission des Ergebnis der Abstimmung 
ın zwei gleichlautende Stimmiisten in der Weise ver- 
merken, daß jeder das erste Mai verlasene Name 
(Buchstabe der Kanaudatenliste) uuter Beisetzung der 
Zilter 1 eingetragen und diesem Namen (Buchswäben) 
bei jeder weiteren Nennung die nächste Ziffer 2, 3 


und so weiter Leigesebzb wird, 


PFencheu über die Giltigkeit einzelner Stunmzet- 
tei cder Einmagungen Zweilei auf, so entscheidet die 


Woblkemwisicn Uugilug sind ınstesondere überz&h- 


lige Namen sowie Eintragungen, welche die Absicht 


des Wählers nieht genau erkennen lassen, wie auch 
Ledingungsweise abgegebene Stimmen. 
Stimmzettel, über die eine besondere Eintschei- 


dung getroffen wurde, sind dem Wehlprotokoil bei- 


zulegen, 
§ 32. 


Wenn die Wahl ohne Aufstellung einer Kandida- 
tenliste stattfand, ist jener als gewählt zu betrachten 
welcher die Mehrhtit der giltig abgegebenen Stimmen 


erhalten hat, 


Ergibt der erste Wahlgaug keine Stimmeumehr- 
die Wahl 


auch beim zweiten Wahlgange keine 


heit, so ist zu wiederholen. Ergibt sioh 
Stimmen mehr- 
heit, so ist ee engere Wahl zwischen jenen zweı 
bezw. vier Kandidaten vorzunehmen, die beim zwei- 
ten Wahlgange die größte Stimmenzahl erlaugt ha- 
ben. Wenn mehrere Kandidaten eine gleiche Siimmen- 
zahl erhalteu, ist zunächst zwischen dən Kanaidaten 
ihnen in die 
die 


der engeren Wahl aut audere Kandidaten fallen, sind 


dureh Los zu entscheiden, weluhe von 


engere Wahl zu gelangen haben. Stiminen, bei 


ungiltıig, 
Bei Stumiengleichneit entscheidet das Los. 


Wenu die Wahl aut Grund eingebrachten Kan- 
didaterlisten erfolgie, werden die Mandate der Kreis- 
veordueten auf die angemeldeten Kandidatenlisten 
ım Verbältnisse der auf die einzelnen Listen entfal- 
lenen Sbtimmenangahl verieili, Hıezu wird zunäclıst 
die Gesamiuntzahl aller abgegebenen Stimmen ermut- 
telte Diese Gesamtzahl wird durch aie um I vermehrte 
Zahl 


Durch den euf diese Art erzielten Quoblenten, welcher 


der zu wähleudeun Kreisverordueten geteilt 
alleutalis aut die nachtulgende gunze Zahl abzurun- 
den ist, werden uie für me einzelnen Kandıdatenlisten 
abgegebene Stiiamenzallen dividıert. Von jeder Kan- 
didatenliste sind der Reihe nach vom ersten an soviele 
als diese 


Kandidaten, als gewählt zu betrachten, 


letzte Teuung für diese Kaudidatenliste ergeben hat, 


Nr. 14. 


19. 


Bleiben nach dieser Verteilung noch Mandate 
übrig, so wird die Stimmenzahl jeder Kandidate nliste 
dureh die um } vermehrte Zahl der ihr zugefallenen 
Mandate geteilt. Jever Kandidatenliste bei der sieb 
biebei der größte Quotient ergibt, wird noch ein Man- 


dat zugewiesen. 


Bleibt noch ein zweites Mandat zu vergeben, so 
wird die Stimmenzahl jener Kandidatenliste, die gemäß 
Absatz 2 ein. weiteres Mandat erhalten hat, dureh 
die wieder um 1 vermehrte Zahl der ihr insgesamt 


zugefallenen Mandate geteilt. 


Def Quotient, der sich hiebei ergibt, wird mit 
den Quotieuten verglichen, die sich gemäß Absatz 2 
bei den auderen Kandidatenlisteu ergeben haben, Je- 
ner Kanäidatenliste, die nunmehr den größteu Quobien- 
ten aufweist, fällt das zweite noch zu vergebende 


Mandat zu. 


Dieses Verfahren wird nötigenfalls fortgesetzt. 


Die Richtigkeit des Verfahrens wird iu der, 


Weis nschgeprült, dsß die Stimmenzshi der einzel- 
nen Kandidatenlisten durch den Quotienten, auf den 
das letzte Mandat entfallen ist, geteilt werden, Die 
Teilung muß für jede Kandidatenliste die Gesamt- 


zahl der ihr zugetallenen Mandate ergeben, 


Sollten nach dieser Bereehnung mehrere Kan- 
didatenlisten auf ein Mandat gleichen Anspruch haben 
und die Befriedigung aller Ausprüche nicht wöglich 


sein, so entscheidet das Los. 
§ 34. 


Das Wahlergebniss hat der Vorsitzende sotor; zu 
verlautbaren. worauf die Weahlakten zu verpacken 
und zu versiegeln und dem Wahlkowmmissär zu über- 
geben sind, welcher das Wahlergebeniss der gauzen 
Gruppe vor Beginn der Wahlen in der folgenden 


Gruppe zu verkünden hat, 


| Vorschriften für die Abstimmung in der Grup- 


pe der Höchstbesteuerten des Handels, der 
Industrie und des Immobiliarbesitzes. 


Hinsichtlich der Abstimmung in dieser Gruppe 
finden die Bestiniwuugen der $$ 26 bis 34 analoge 
Anwendung, wobei jedoch die Kandidatenlisten zu 


Handen des Wahlkommissärs einzubringen sınd, 


Ergänzung der Kreisvertretung. 


8 36. 


Die Wahl eines Kreisverordneten, welcher be- 
reits in einer früher abstimmenden Gruppe gewählt 


warde, ist ungillig. 


Wenn jemand in einer Gruppe mehrmals ge- 
wählt wurde, so hat er sich binnen & Tagen zu er- 
klären, welche Wahl er aunimt, anderentalls entschei- 
det das Los. 


Ein erledigtes Mandat, wird dureh Berufung je- 
nes Kandidaten ersetzt, welchur im betreffenden Wahl- 
körper nach den Gewählten die größte Siimmenanzahl 
erhalten hat. Wenn die Wahl auf Gruud der Kandi- 
datenliste stattfand, tritt an die erledigte Stelle 
derjeuizse, welcher ın der bezüglichen Kandidatenliste 
unmittelbar nach dem letztgewählten Kreisverordneten 


verzeichnet erscheint, 


In derselben Weise wird die Kreisvertretung 
ergäuzt, falls das Mandat eines seiner Mitglieder un- 
giltig erklärt wird, oder eim Kreisverordneter sein 
Mandat niederlegt. oder aus irgendeinem anderen 


Grunde seines Mandates verlustig wird. 


Strafbestimmungen 


8 37. 


1. Wer behördlichen Anerdnungen in Angele- 


geuheit der Durchlührung der Wahlen zuwiderhaudelt, 


Nr. 14, 


2. wer in einer Wählerversammlung dnreh sein 


Verhalten die Ruhe und Ordnung gröblich verletzt, 


8. wer durch wisscntlich falsche Angaben die 
Entscheidung über sein Wahlrecht oder über das 
Wahlrecht 


versucht, 


einer anderen Person zu beeinflussen 


4. wer durch sein Verhalten die Durchführung 
der Abstimmung verhindert oder stört und der Er- 
wahnung behördlicher Organe oder des Vorsitzenden 


der Wahlkommission nieht Folge leistet, 


5. wer durch Bestechung oder sonstige unlau- 
tere Mittel das Ergebnis der Wahl zu beeinflussen 
trachtet, 


6. wer als Mitglied einer W ahlkommissien seine 


amtliche Pflichten verletzt, 


wird, soferne die Handiung nieht unter eine 
strengere Strafbestummung fällt, 
bis zu 1500 K oder mit Arrest bis zu 6 Monaten be- 
straft. 


geriebtlich an Geld 


Übertretungen der in den Punkten 3 und 5 
bezeichneten Art, ziehen den Verlust des Wahlrechtes 


für die betreffende Wahlperiede nach sich, 


Konstituierung der Kreisvertretung. 


§ 38. 


x Die gewählten Kreisverordneten werden vom 
Vorsitzenden der Kreisvertieiung zur konstitulerenden 


Sitzung eingeladen. 


Kreisverordnelen, die zur konstituierenden Sı- 
bzung trota Einladung ungerechtfextigter Weise nicht 
erscheinen, oder sich vor Durchführung der Wahl des 
Kreisausschnsses ungerechtfertigter Weise entfernen, 
kann von der Kreisvertretung eine Geldbuße bis zu 


1000 Kronen auferlegt werden. 
§ 39, 


Zur Giltigkeit der Wahl in den Kreisausschuß 


aus jeder Wahlgruppe uud aus der gesamten Krvis- 


vertrebung ist die Anwesenheit von 2/8 der Kreisver- 


ordneten und die absolute Stimmenmehrheit aller 


Kreisverordneten ans der bezüglichen Wahlgruppe, 


bezw. aus der gesamten Kreisvertretlung erforderlich. 
8 40, 


Die Mitglieder des Kreisausschusses werden der 
Reihenfolge nach zunächst durch die Gruppe der 
Landgemeinden, sodann der Städte, hierauf dureh die 
Grappe der Höclhsibesteverten und endlich dureh die 
gesamte Kreisvertretung gewählt. 
haben 


Bei der Wahl 


§ 32 mit Ausnahme des letzten Absatzes dieses Pa- 


die Bestimmungen des 
ragrepheu aualoge Anweudurg zu finden, 
Nach Durchführung der Wahlen sämtlicher Mit- 


glieder des Kreisausschusses wird in derselben Weise 


für jeden derselben ein Stellvertreter gewählt. 


$ 41. 
Wenn ein Mitglied des Kreisausschusses aus 
welohem Grunde immer seine Funktionen vorüber- 


gehend nicht versehen kann, beruft der Vorsitzende 
für diese Zeit an dessen Stelle den betreffeuden Siell- 


vertreter, 


Im Falle als das Mandat eines Mitgliedes des 


Kreisausschusses oder eines Stellvertreters sich erle- 


digt, ist eine Ersatzwahl durchzuführen, 


Q. 


Kundmachung 


wegen Einziehung der Banknoten zu 50 Kronen 


mit dem Datum von 2. Jänner 1902, 


Die jetzt im Umlaufe befindlichen Banknoten zu 
50 Kronen mit dem Datnm vom 2 Jänner 1902 wer- 


T 
deu einberufen und eingezogen, 


Nr BE 


21. 


Die k. k. österreichische und die königl. ungar. 
Regierung haben diestalls im Einvernehmen nub dem 
Generalrate der Österreich-ungarischen Benk folgen- 


des festgesetzt: 


Umlsufe befiudliechen 


mit dem Datum vom 2. 


Die 
Banknoten 
Jänner 180% sind bei den Hruptanstelten und Fili- 


gegennärlig In: 
zu 60 Kronen 
alen der Österreiohisch-ungarischen Bank bis 81. Juli 
1919 zur Zahlung oder Verwechslung zu bringen, 80 
dass der 31. Juli 1919 die letzte Frist für die Win- 


ziehvng dieser Banknoten ist. 


Von diesem Zeitpunkt an, werden diese einbe- 
rufenen Banknoten von den Bankanstalten der Oster- 
reichisch-ungarisehen Bank nur mehr im Wege der 


Verwechslung angeucminen. 


Nach dem 31, Juli 1925 ist die Österreichisch- 
ungarische Bank nieht mehr verpfliehtet (Artikel 84 
der Staiuten), die Banknoten zu 5O kronen vom 2. 


Jänner 1902 einzulösen oder umzuweclseln, 


Budapest am 28. Ian EIT 


Österreichisch-ungarisehe Bank. 


10. 


Die Annahme der polnischen Mark- und 
Darlehenskassenscheine. 


Die Annahme der polnischen Mark- und Dar- 


lehenskassenscheine der Polnischen Datlehensbassa, 
auf polnische Mark lanteud, wird bei den Kassen der 
Hb Nord zugelassen. Diese poluischeu Mark werden 
zum gleichen Kurse wie die deutschen Reichsbauk- 


noten, bzw. Reichskassenscheiue angenommen 


ii. 


Verlustanzeigen. 


1) Auf Ansuchen des Herrn Silvester Wigekowski 


aus Sandomierz, wird bekenntgegsben dass am b. 


Oktober L J. ein weisses 


schrift der Maris Mioduszewska 


Stück Papier mit Unter- 
Liegens.hafts - Besi- 


tzerin ans Sandsmierz in Veriust gereten ist, Das 
Papier war einfach Iimert,® mit Violet- Tinte im 
dribteu Weile ven Unten unterschrieben. 


Diese Kundmachung geschieht zwecks Aunulie- 
der Uutetschrift im Falle 


Papier zur Ausstellung irgend eines Sohuld- 


rung tls jemand dieses 
Stück 


briefes gebrauchen würde. 


Das event, gefundene B.att ist der Polit. Aut, 
des Kreiskommwandos vorzulegen, 

2) Auf Ansuchen des Joseph Suszkiewioz aus 
Sundcmierz Poawale-Gasse wird veıleutbart, dess die 
Suszkiewiez von der 
Lodzer Bauk. Filiale Ostrowiec ausgestellte auf 3090 


auf den Namen der Sophie 


(drei Tausend) Rubel lauteuhe Quittuug in Verlust 


garaten ist. 


12. 


Verkehr mit Seife. 


Die Verordnung des k. u. k. Mılitärgeneragou- 
veruemenis Vdg. Bl, KHL Nr. 66. Autshlatt: heuref- 
feud deu Verkehr mit Seite wird neuerlich zur Kennt- 


niss und Daruachachtung gebracht. 


Übertretungen werden im Sinne § 7 obiger Ver- 
ordnung sof-rne die Handiung niohs unter eine stren- 
gere Strafvestinmmung fällt-vom Kreiskommando an 
Geld bis zu BUU: Kronen oder mit Arrest bis zu 
sechs Monaten bestraft. Im Wiederholungsfalie kann 
neben der Freihe:tsstrate Geldstrafe bis zum bezeich- 
neten Ausmasse verhängt und der Verfall der Waren 


ausgesprochen werden. 


Bei unbelugter Erzeugung kann die Betrieusein« 


rwlitung als vertailen erklärt werden. 
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INHALT: 
AMNESTIE 

Amtlicher Teil: 1. Ausschreibung der Wahlen zur Kreisvertretung— 2. Nackklassitikation der 
Transportmittel. — 8.% Auflösung des Militärgerichtes des k, u. k. Kreiskomniandes.— 4. Eiukaufs Über- 
fuhr- und Ausfuhr Bewilliguvgen für Getreide Mahlprodukte, Sämereien nud Hen.— 5. Musterungsvach- 
weiskoutrolle. 

Nichtamtlicher Teil: 6. Reproduktion der im Verordvungs-Blätte‘der k, n. k. Militär- Verwaltung in 
Polen Kundgemachten Verordnungen betreffend die Staatsgewalt im Königreiche Polen — 7. Verordnung 
der k. u. k, Milltär-Verwaltung in Polen Lletreffend die Kreisorduung.— 8. Verordnung des k, u. k, 
M. @. G. betreffend die Kreiswahlordnung — 9. Kundmachung wegen Einziehung der Banknoten zu 50 
Kronen mit dem Datum von 2 Jänner 17023,— 10, Die Annahme der polnischen Mark- und Darlehens- 


kassenscheine — 11. Veriustanzeigen.— 12. Verkehr mit Seife, 


Beilage: -Höchst— bezw. Richtpreise pro November 1917. 


Der K. u. k. Kreiskommandant: 


ADOLF SEHABLLEH m. p. Oberst. 
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